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111-1-I

Gesetz  
zur Änderung des  

Landeswahlgesetzes

vom 23. Mai 2022

Der Landtag des Freistaates Bayern hat das folgende 
Gesetz beschlossen, das hiermit bekannt gemacht wird:

§ 1

Das Landeswahlgesetz (LWG) in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 5. Juli 2002 (GVBl. S. 277, 620, 
BayRS 111-1-I), das zuletzt durch § 1 des Gesetzes vom 
24. Juli 2019 (GVBl. S. 342) geändert worden ist, wird wie 
folgt geändert:

1. In der Überschrift werden die Wörter „ , Volksent-
scheid und Volksbefragung“ durch die Wörter „und 
Volksentscheid“ ersetzt.

2. In der Überschrift des ersten Teils werden die Wörter 
„Erster Teil“ durch die Angabe „Teil 1“ ersetzt.

3. In Art. 1 Abs. 1 im Satzteil vor Nr. 1 werden die Wörter 
„ , Volksentscheiden und Volksbefragungen“ durch 
die Wörter „und Volksentscheiden“ ersetzt.

4. In Art. 3 Abs. 3 Satz 2 werden die Wörter „und bei 
einer Volksbefragung“ sowie die Wörter „oder die 
Volksbefragung“ gestrichen.

5. Art. 5 wird wie folgt geändert:

a) In Abs. 2 Satz 3 werden die Wörter „Die Ein-
wohnerzahl“ durch die Wörter „Die sich nach der 
Bevölkerungsstatistik ergebende Zahl der wahl-
berechtigten Einwohner (Wahlberechtigtenzahl)“ 
und nach dem Wort „durchschnittlichen“ das 
Wort „Einwohnerzahl“ durch das Wort „Wahlbe-
rechtigtenzahl“ ersetzt. 

b) Abs. 3 wird wie folgt geändert:

aa) In Satz 2 wird vor dem Wort „Einwohner“ das 
Wort „wahlberechtigten“ eingefügt. 

bb) Satz 3 wird wie folgt geändert:

aaa) In Halbsatz 1 wird das Wort „Ein-
wohnerzahl“ jeweils durch das Wort 
„Wahlberechtigtenzahl“ ersetzt.

bbb) In Halbsatz 2 wird vor dem Wort „Ein-
wohner“ das Wort „wahlberechtigten“ 
eingefügt.

c) Abs. 5 wird wie folgt geändert:

aa) In Satz 1 und Satz 2 wird jeweils das Wort 
„Einwohnerzahlen“ durch das Wort „Wahlbe-
rechtigtenzahlen“ ersetzt.

bb) Folgender Satz 3 wird angefügt: 

„3Der Bericht wird als Landtagsdrucksache 
veröffentlicht.“ 

6. Art. 6 wird wie folgt geändert:

a) In Nr. 4 werden die Wörter „und Volksbefragun-
gen“ gestrichen.

b) In Nr. 5 Halbsatz 2 werden die Wörter „die Ge-
meinde“ durch die Wörter „der Stimmkreisleiter“ 
ersetzt.

c) In Nr. 6 Halbsatz 2 werden die Wörter „das Land-
ratsamt“ durch die Wörter „der Stimmkreisleiter“ 
ersetzt.

7. In der Überschrift des zweiten Teils werden die Wör-
ter „Zweiter Teil“ durch die Angabe „Teil 2“ ersetzt.

8. Art. 21 Abs. 1 wird wie folgt geändert:

a) In Satz 2 werden die Wörter „ihrer Einwohner-
zahl“ durch die Wörter „der sich nach der Bevöl-
kerungsstatistik ergebenden Zahl ihrer wahlbe-
rechtigten Einwohner“ ersetzt. 

b) Satz 3 wird wie folgt gefasst:

„3Maßgeblich ist die Zahl der wahlberechtigten 
Einwohner, die sich nach dem 33 Monate nach 
der Wahl des Landtags vorliegenden letzten fort-
geschriebenen Stand der Bevölkerungsstatistik 
ergibt.“

c) Die Sätze 4 bis 6 werden durch die folgenden 
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Sätze 4 bis 8 ersetzt:

„4Jeder Wahlkreis erhält so viele Abgeordneten-
mandate, wie sich nach Teilung der Summe der 
Wahlberechtigtenzahlen der Wahlkreise durch 
einen Zuteilungsdivisor ergeben. 5Art. 42 Abs. 2 
Satz 2 und 3 gilt entsprechend. 6Der Zuteilungs-
divisor ist so zu bestimmen, dass zunächst die 
Summe der Wahlberechtigtenzahlen der Wahl-
kreise durch 180 geteilt wird. 7Werden bei An-
wendung dieses Zuteilungsdivisors mehr als 
180 Abgeordnetenmandate auf die Wahlkreise 
verteilt, ist der Zuteilungsdivisor so heraufzuset-
zen, dass sich bei der Berechnung 180 Mandate 
ergeben. 8Entfallen zu wenig Abgeordnetenman-
date auf die Wahlkreise, ist der Zuteilungsdivisor 
entsprechend herunterzusetzen.“

9. Art. 42 wird wie folgt geändert:

a) Abs. 2 wird wie folgt gefasst:

„(2) 1Jeder Wahlkreisvorschlag erhält so 
viele Sitze, wie sich nach Teilung der Summe 
der Stimmen, die für ihn insgesamt im Wahl-
kreis abgegeben worden sind, durch einen Zu-
teilungsdivisor ergeben. 2Zahlenbruchteile un-
ter 0,5 werden auf die darunter liegende ganze 
Zahl abgerundet, solche über 0,5 werden auf 
die darüber liegende ganze Zahl aufgerundet. 
3Zahlenbruchteile, die gleich 0,5 sind, werden 
so aufgerundet oder abgerundet, dass die Zahl 
der zu vergebenden Sitze eingehalten wird. 
4Der Zuteilungsdivisor ist so zu bestimmen, 
dass zunächst die Gesamtzahl der Stimmen al-
ler zu berücksichtigenden Wahlkreisvorschläge 
durch die Zahl der nach Art. 21 Abs. 2 zu verge-
benen Sitze geteilt wird. 5Entfallen bei Anwen-
dung dieses Zuteilungsdivisors mehr Sitze auf 
die Wahlkreisvorschläge, als Sitze im Wahlkreis 
zu vergeben sind, ist der Zuteilungsdivisor so 
heraufzusetzen, dass sich bei der Berechnung 
die zu vergebende Sitzzahl ergibt. 6Entfallen 
zu wenig Sitze auf die Wahlkreisvorschläge, ist 
der Zuteilungsdivisor entsprechend herunterzu-
setzen.“

b) Abs. 3 Satz 1 wird wie folgt gefasst: 

„1Ergeben sich bei Anwendung des Abs. 2 Satz 3 
mehrere mögliche Sitzzuteilungen, so wird der 
Sitz dem Wahlkreisvorschlag angerechnet, des-
sen in Betracht kommende sich bewerbende 
Person die größte Stimmenzahl aufweist.“

10. Die Überschrift des dritten Teils wird wie folgt gefasst:

„Teil 3

Besondere Bestimmungen über  
Volksbegehren und Volksentscheid“.

11. In der Überschrift des Teils 3 Abschnitt I wird die An-
gabe „Abschnitt I“ durch die Angabe „Kapitel 1“ er-
setzt.

12. Nach Art. 62 in der Überschrift des Teils 3 des bishe-
rigen Kapitels 1 werden die Wörter „Kapitel 1 Volks-
begehren“ durch die Wörter „Abschnitt 1 Volksbe-
gehren“ ersetzt. 

13. In Art. 64 Abs. 2 Satz 3 werden die Wörter „und im 
Gesetz- und Verordnungsblatt“ gestrichen.

14. Art. 73 Abs. 5 wird wie folgt geändert:

a) Nach Satz 2 wird folgender Satz 3 eingefügt: 

„3Der Antrag muss innerhalb eines Monats nach 
Bekanntmachung des Beschlusses gestellt 
werden.“

b) Der bisherige Satz 3 wird Satz 4.

15. Nach Art. 74 in der Überschrift des Teils 3 des bishe-
rigen Kapitels 2 werden die Wörter „Kapitel 2 Volks-
entscheid“ durch die Wörter „Abschnitt 2 Volksent-
scheid“ ersetzt. 

16. In der Überschrift des Teils 3 Abschnitt II wird die 
Angabe „Abschnitt II“ durch die Angabe „Kapitel 2“ 
ersetzt.

17. In der Überschrift des Teils 3 Abschnitt III wird die 
Angabe „Abschnitt III“ durch die Angabe „Kapitel 3“ 
ersetzt.

18. Teil 3 Abschnitt IV wird aufgehoben.

19. In der Überschrift des vierten Teils werden die Wörter 
„Vierter Teil“ durch die Angabe „Teil 4“ ersetzt.

20. In Art. 91 Abs. 2 werden die Wörter „Staatsministeri-
um des Innern, für Sport und Integration im Beneh-
men mit dem“ gestrichen.

21. Die Anlage zu Art. 5 Abs. 4 wird wie folgt geändert:

a) In der Tabellenüberschrift Spalte 2 werden die 
Wörter „Gebietsstand vom 01.10.2016“ durch die 
Wörter „Gebietsstand vom 1. Juli 2021“ ersetzt.

b) Nr. 604 wird wie folgt gefasst: 
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„604 Haßberge, Rhön- 
Grabfeld

Landkreis Haßberge,
vom Landkreis Rhön-Grabfeld

die Gemeinden
Bad Königshofen i.Grabfeld, Bad Neustadt a.d.Saale

die Verwaltungs gemeinschaften
Bad Königshofen i.Grabfeld (= Aubstadt, Großbardorf, Herbstadt, Höchheim, 
Sulzdorf a.d.Lederhecke, Sulzfeld, Trappstadt),
Bad Neustadt a.d.Saale (= Burglauer, Hohenroth, Niederlauer, Rödelmaier, 
Salz, Schönau a.d.Brend, Strahlungen),
Heustreu (= Heustreu, Hollstadt, Unsleben, Wollbach),
Mellrichstadt (= Bastheim, Hendungen, Mellrich stadt, Oberstreu, Stockheim),
Saal a.d.Saale (= Großeibstadt, Saal a.d.Saale, Wülfershausen a.d.Saale)

(übrige Gemeinden siehe Stimmkreis 603)“.

§ 2

Dieses Gesetz tritt am 1. Juni 2022 in Kraft.

München, den 23. Mai 2022

Der Bayerische Ministerpräsident

Dr. Markus S ö d e r
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Gesetz  
zur Änderung des  

Bayerischen Hinterlegungsgesetzes und  
weiterer Rechtsvorschriften

vom 23. Mai 2022

Der Landtag des Freistaates Bayern hat das folgende 
Gesetz beschlossen, das hiermit bekannt gemacht wird:

§ 1

Änderung des  
Bayerischen Hinterlegungsgesetzes

Das Bayerische Hinterlegungsgesetz (BayHintG) vom  
23. November 2010 (GVBl. S. 738, BayRS 300-15-1-J),  
das zuletzt durch § 1 Nr. 321 der Verordnung vom 
22. Juli 2014 (GVBl. S. 286) geändert worden ist, wird wie 
folgt geändert:

1. Die Inhaltsübersicht wird gestrichen.

2. In Art. 2 Abs. 4 wird nach dem Wort „Justiz“ das Wort 
„(Staatsministerium)“ eingefügt.

3. In Art. 5 Abs. 1 Nr. 3 und Abs. 2 Satz 1 wird jeweils 
das Wort „schriftlich“ gestrichen.

4. Art. 6 wird wie folgt geändert:

a) Der Überschrift werden die Wörter „ ; elektroni-
sche Akte“ angefügt.

b) Der Wortlaut wird Abs. 1.

c) Folgender Abs. 2 wird angefügt:

„(2) 1Die Hinterlegungsakten können elek-
tronisch geführt werden. 2Das Staatsministerium 
bestimmt durch Rechtsverordnung den Zeit-
punkt, von dem an elektronische Hinterlegungs-
akten geführt werden, sowie die hierfür geltenden 
organisatorisch-technischen Rahmenbedingun-
gen für die Bildung, Führung und Aufbewahrung 
der elektronischen Hinterlegungsakten. 3§ 298a 
Abs. 1 Satz 4 Halbsatz 1 und Abs. 2 sowie § 299 
Abs. 3 der Zivilprozessordnung (ZPO) gelten 
entsprechend.“

5. Art. 7 wird wie folgt gefasst:

„Art. 7

Form; elektronischer Rechtsverkehr; Zustellung

(1) 1Anträge und Erklärungen nach diesem Ge-
setz sind schriftlich, zu Protokoll der Geschäftsstelle 
oder als elektronisches Dokument einzureichen. 
2Nachweise können als elektronisches Dokument 
eingereicht werden, wenn sie in elektronischer Form 
errichtet sind oder soweit sie nicht im Original oder 
in besonderer Form vorzulegen sind. 3Die §§ 130a, 
130d und 298 ZPO, die Elektronischer-Rechts-
verkehr-Verordnung (ERVV) sowie die Bekanntma-
chungen zu § 5 ERVV gelten entsprechend. 4Das 
Staatsministerium kann durch Rechtsverordnung 
elektronische Formulare einführen. 5§ 130c Satz 2 
bis 4 ZPO gilt entsprechend.

(2) 1Entscheidungen der Hinterlegungsstellen 
und Protokolle können in elektronischer Form er-
stellt werden. 2§§ 130b und 317 Abs. 3 ZPO gelten 
entsprechend. 3Entscheidungen der Hinterlegungs-
stellen sollen schriftlich oder in elektronischer Form 
ergehen. 4Sie sind entsprechend Art. 41 BayVwVfG  
bekannt zu geben und entsprechend Art. 39  
BayVwVfG zu begründen.

(3) 1Für Zustellungen gilt das Bayerische Verwal-
tungszustellungs- und Vollstreckungsgesetz. 2Für die 
elektronische Zustellung gelten § 169 Abs. 4 und 5 
sowie § 173 ZPO entsprechend.“

6. Art. 8 Abs. 1 wird wie folgt geändert:

a) In Satz 1 wird die Satznummerierung „1“ ge-
strichen.

b) Satz 2 wird aufgehoben.

7. Art. 11 wird wie folgt geändert:

a) Abs. 1 wird aufgehoben.

b) Abs. 2 wird Abs. 1 und im Satzteil vor Nr. 1 werden 
nach dem Wort „Antrag“ die Wörter „auf Hinter-
legung“ eingefügt.

c) Nach Abs. 1 wird folgender Abs. 2 eingefügt:

„(2) Der Antrag soll auch die für eine Über-
mittlung elektronischer Dokumente erforder-
lichen Angaben enthalten, sofern eine solche 
möglich ist.“
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8. In Art. 12 Nr. 1 werden nach dem Wort „zuständigen“ 
die Wörter „Barzahlungs- oder“ eingefügt.

9. In Art. 14 Abs. 2 werden die Wörter „nach den Vor-
schriften des Bayerischen Verwaltungszustellungs- 
und Vollstreckungsgesetzes“ gestrichen.

10. In Art. 17 Abs. 1 Satz 2 werden die Wörter „der Justiz“ 
gestrichen.

11. Art. 19 wird wie folgt geändert:

a) Abs. 1 wird aufgehoben.

b) Abs. 2 wird Abs. 1 und im Satzteil vor Nr. 1 werden 
nach dem Wort „Antrag“ die Wörter „auf Heraus-
gabe“ eingefügt.

c) Folgender Abs. 2 wird angefügt:

„(2) Art. 11 Abs. 2 gilt entsprechend.“

12. In Art. 20 Abs. 1 Nr. 2 Halbsatz 1 werden nach dem 
Wort „schriftlich“ die Wörter „ , in elektronischer Form“ 
eingefügt.

13. Art. 21 wird wie folgt geändert:

a) In Abs. 1 Satz 2 Halbsatz 1 werden die Wörter 
„nach den Vorschriften des Bayerischen Verwal-
tungszustellungs- und Vollstreckungsgesetzes“ 
gestrichen.

b) In Abs. 2 werden die Wörter „in schriftlicher 
Form“ gestrichen.

14. In Art. 27 Abs. 3 werden die Wörter „der Justiz“ ge-
strichen.

15. Art. 31 wird Art. 30 und wie folgt geändert:

a) In der Überschrift wird das Wort „ , Außerkrafttre-
ten“ gestrichen.

b) In Abs. 1 wird die Absatzbezeichnung „(1)“ ge-
strichen.

§ 2

Änderung des  
Bayerischen Hochschulgesetzes

Das Bayerische Hochschulgesetz (BayHSchG) vom 
23. Mai 2006 (GVBl. S. 245, BayRS 2210-1-1-WK), das 
zuletzt durch § 2 des Gesetzes vom 23. Dezember 2021 

(GVBl. S. 669) geändert worden ist, wird wie folgt ge-
ändert:

1. Nach Art. 99 wird folgender Art. 100 eingefügt:

„Art. 100

Besondere Förderangebote für  
Flüchtlinge aus der Ukraine

1Hochschulen können für studieninteressierte, 
nicht immatrikulierte Personen, die kriegsbedingt aus 
der Ukraine geflüchtet sind, besondere Förderange-
bote einrichten. 2Die Hochschulen sind nicht befugt, 
Prüfungen abzunehmen, die zu einem allgemeinen 
Bildungsabschluss führen. 3Entsprechende Ange-
bote können jeweils längstens zwei Jahre an einer 
Hochschule in Anspruch genommen werden. 4Die 
Hochschulen regeln die Einzelheiten durch Satzung, 
insbesondere zum Status der in Satz 1 genannten 
Personen, zu den Zugangs- und Zulassungsvoraus-
setzungen zu den Angeboten, zu möglichen Prüfun-
gen sowie zur Datenerhebung und Datennutzung. 
5Die Bestimmungen über den Hochschulzugang und 
die Hochschulzulassung bleiben unberührt. 6Ent-
sprechende Angebote der Hochschulen laufen zum 
30. September 2027 aus.“

2. Dem Art. 107 wird folgender Satz 4 angefügt:

„4Art. 100 tritt mit Ablauf des 30. September 2027 
außer Kraft.“

§ 3

Änderung des  
Gesetzes über die Zuständigkeiten zum  

Vollzug wirtschaftsrechtlicher Vorschriften

Das Gesetz über die Zuständigkeiten zum Vollzug 
wirtschaftsrechtlicher Vorschriften (ZustWiG) in der Fas-
sung der Bekanntmachung vom 24. Januar 2005 (GVBl. 
S. 17, BayRS 700-2-W), das zuletzt durch § 10 des Ge-
setzes vom 23. Dezember 2020 (GVBl. S. 663) geändert 
worden ist, wird wie folgt geändert: 

1. Nach Art. 19 wird folgender Art. 19a eingefügt: 

„Art. 19a

Billigkeitsleistungen

Für Verwaltungsaufgaben in Zusammenhang mit 
Billigkeitsleistungen im Sinn des Art. 53 der Bayeri-
schen Haushaltsordnung (BayHO), die auf Grund der 
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Folgen des Krieges in der Ukraine gewährt werden, 
gilt Art. 44 Abs. 3 BayHO entsprechend.“ 

2. Art. 20 wird wie folgt geändert: 

a) Die Überschrift wird wie folgt gefasst:

„Art. 20

Inkrafttreten, Außerkrafttreten“.

b) Der Wortlaut wird Abs. 1.

c) Folgender Abs. 2 wird angefügt:

„(2) Art. 19a tritt mit Ablauf des 31. Dezember 
2024 außer Kraft.“

§ 4

Inkrafttreten, Außerkrafttreten

(1) 1Dieses Gesetz tritt am 1. Juli 2022 in Kraft. 2Ab-
weichend von Satz 1 treten § 2 mit Wirkung vom 1. März 
2022 und § 3 am 1. Juni 2022 in Kraft.

(2) Das Gesetz zur Ausführung des Lebenspartner-
schaftsgesetzes (AGLPartG) vom 7. Juli 2009 (GVBl. 
S. 261, BayRS 404-3-J), das zuletzt durch § 1 Abs. 300 
der Verordnung vom 26. März 2019 (GVBl. S. 98) geän-
dert worden ist, tritt mit Ablauf des 31. Mai 2022 außer 
Kraft.

München, den 23. Mai 2022

Der Bayerische Ministerpräsident

Dr. Markus S ö d e r
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91-1-B, 2120-12-G, 2120-10-G

Gesetz  
zur Änderung des  

Bayerischen Straßen- und Wegegesetzes und  
weiterer Rechtsvorschriften

vom 23. Mai 2022

Der Landtag des Freistaates Bayern hat das folgen-
de Gesetz beschlossen, das hiermit bekannt gemacht 
wird:

§ 1

Änderung des  
Bayerischen Straßen- und Wegegesetzes

Art. 36 des Bayerischen Straßen- und Wegegesetzes 
(BayStrWG) in der in der Bayerischen Rechtssammlung 
(BayRS 91-1-B) veröffentlichten bereinigten Fassung, 
das zuletzt durch § 1 des Gesetzes vom 23. Dezem-
ber 2020 (GVBl. S. 683) geändert worden ist, wird wie 
folgt geändert: 

1. Nach Abs. 4 wird folgender Abs. 5 eingefügt: 

„(5) Auf Antrag des Trägers der Straßenbaulast 
können der Bau und die wesentliche Änderung von 
Kreisstraßen und Gemeindeverbindungsstraßen, die 
nicht unter Abs. 2 fallen, sowie von selbstständigen 
Radwegen, einschließlich begleitender Gehwege, 
außerhalb der geschlossenen Ortslage durch Plan-
feststellung zugelassen werden.“ 

2. Die bisherigen Abs. 5 und 6 werden die Abs. 6  
und 7.

§ 2

Änderung des  
Gesundheitsdienstgesetzes

Art. 32a Abs. 3 des Gesundheitsdienstgesetzes 
(GDG) vom 10. Mai 2022 (GVBl. S. 182), das durch 
Art. 32b des Gesetzes vom 10. Mai 2022 (GVBl. S. 182) 
geändert worden ist, wird wie folgt gefasst: 

„(3) § 2 der Verordnung über die staatliche Gesund-
heitsverwaltung (GesV) vom 14. November 2016 (GVBl. 
S. 326, BayRS 2120-10-G), die durch die §§ 1 und 2 der 
Verordnung vom 5. April 2022 (GVBl. S. 154) geändert 
worden ist, wird aufgehoben.“

§ 3

Inkrafttreten

1Dieses Gesetz tritt am 1. Juni 2022 in Kraft. 2Abwei-
chend von Satz 1 tritt § 2 am 31. Mai 2022 in Kraft.

München, den 23. Mai 2022

Der Bayerische Ministerpräsident

Dr. Markus S ö d e r
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2015-1-1-V

Verordnung  
zur Änderung der  

Zuständigkeitsverordnung 

vom 10. Mai 2022

Auf Grund des § 3 Abs. 1 Satz 2 des Heizkosten-
zuschussgesetzes (HeizkZuschG) vom 29. April 2022 
(BGBl. I S. 698) in Verbindung mit Art. 88 Abs. 1 Satz 2 
des Bayerischen Hochschulgesetzes (BayHSchG) vom 
23. Mai 2006 (GVBl. S. 245, BayRS 2210-1-1-WK), das 
zuletzt durch § 2 des Gesetzes vom 23. Dezember 2021 
(GVBl. S. 669) geändert worden ist, verordnet die Bayeri-
sche Staatsregierung:

§ 1

Die Zuständigkeitsverordnung (ZustV) vom 16. Juni 
2015 (GVBl. S. 184, BayRS 2015-1-1-V), die zuletzt 
durch § 4 des Gesetzes vom 24. März 2022 (GVBl. S. 70) 
geändert worden ist, wird wie folgt geändert:

1. Nach § 64b wird folgender § 64c eingefügt:

„§ 64c 

Heizkostenzuschussgesetz

Für die Durchführung des Heizkostenzuschuss-
gesetzes (HeizkZuschG) gelten in den Fällen 

1. des § 1 Abs. 1 HeizkZuschG die Regelung des 
§ 3,

2. des § 1 Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 HeizkZuschG die 

Regelungen der Art. 1 und 2 des Bayerischen 
Ausführungsgesetzes zum Bundesausbildungs-
förderungsgesetz und 

3. des § 1 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 HeizkZuschG die Re-
gelungen des Art. 6 des Zuständigkeitsgesetzes 

entsprechend.“

2. § 100 wird wie folgt geändert:

a) Nach Abs. 2 wird folgender Abs. 3 eingefügt:

„(3) § 64c tritt mit Ablauf des 30. Juni 2028 
außer Kraft.“

b) Der bisherige Abs. 3 wird Abs. 4.

§ 2

Diese Verordnung tritt am 1. Juni 2022 in Kraft.

München, den 10. Mai 2022

Der Bayerische Ministerpräsident

Dr. Markus S ö d e r
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2129-2-1-1-U

Abfallzuständigkeitsverordnung  
(AbfZustV) 

vom 17. Mai 2022

Es verordnen

 – die Bayerische Staatsregierung auf Grund 

 – des Art. 1 Abs. 2 des Zuständigkeitsgesetzes 
(ZustG) vom 7. Mai 2013 (GVBl. S. 246, Bay-
RS 2015-1-V), das zuletzt durch § 1 Abs. 36 der 
Verordnung vom 26. März 2019 (GVBl. S. 98) 
geändert worden ist, und

 – des Art. 11 Abs. 1 Satz 2 des Bayerischen Ab-
fallwirtschaftsgesetzes (BayAbfG) in der Fas-
sung der Bekanntmachung vom 9. August 1996 
(GVBl. S. 396, 449, BayRS 2129-2-1-U), das zu-
letzt durch § 2 des Gesetzes vom 25. Mai 2021 
(GVBl. S. 286) geändert worden ist,

und

 – das Bayerische Staatsministerium für Umwelt und 
Verbraucherschutz auf Grund des Art. 25 Abs. 2 des 
Bayerischen Abfallwirtschaftsgesetzes (BayAbfG) in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 9. August 
1996 (GVBl. S. 396, 449, BayRS 2129-2-1-U), das 
zuletzt durch § 2 des Gesetzes vom 25. Mai 2021 
(GVBl. S. 286) geändert worden ist:

§ 1 

Besondere Zuständigkeiten

Abweichend von Art. 25 Abs. 1 des Bayerischen Ab-
fallwirtschaftsgesetzes (BayAbfG) sowie für den Vollzug 
des Übereinkommens vom 9. September 1996 über die 
Sammlung, Abgabe und Annahme von Abfällen in der 
Rhein- und Binnenschifffahrt und des Binnenschifffahrt- 
Abfallübereinkommen-Ausführungsgesetzes bestehen die 
in der Anlage aufgeführten Zuständigkeiten, soweit nicht 
Bundesrecht eine andere Zuständigkeit bestimmt. 

§ 1a 

Änderung der  
Delegationsverordnung

In § 7 der Delegationsverordnung (DelV) vom 
28. Januar 2014 (GVBl. S. 22, BayRS 103-2-V), die zu-
letzt durch Verordnung vom 15. März 2022 (GVBl. S. 79) 
geändert worden ist, werden nach Nr. 7 die folgenden 
Nrn. 8 und 9 eingefügt: 

„8. Art. 11 Abs. 1 Satz 1 des Bayerischen Abfallwirt-
schaftsgesetzes, 

9. Art. 1 Abs. 2 Satz 1 ZustG für den Bereich des 
Übereinkommens vom 9. September 1996 über 
die Sammlung, Abgabe und Annahme von Abfällen 
in der Rhein- und Binnenschifffahrt und des Bin-
nenschifffahrt-Abfallübereinkommen-Ausführungs - 
gesetzes“.

§ 2 

Inkrafttreten, Außerkrafttreten

(1) Diese Verordnung tritt am 1. Juni 2022 in Kraft.

(2) Die Abfallzuständigkeitsverordnung (AbfZustV) 
in der Fassung der Bekanntmachung vom 7. November 
2005 (GVBl. S. 565, BayRS 2129-2-1-1-U), die zuletzt 
durch Verordnung vom 27. Februar 2019 (GVBl. S. 53) 
geändert worden ist, tritt mit Ablauf des 31. Mai 2022 außer 
Kraft. 

(3) § 1a tritt mit Ablauf des 31. Mai 2023 außer Kraft. 

München, den 17. Mai 2022

Der Bayerische Ministerpräsident

Dr. Markus S ö d e r

Bayerisches Staatsministerium  
für Umwelt und Verbraucherschutz 

Thorsten G l a u b e r , Staatsminister 
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Anlage

Besondere Zuständigkeiten

Abkürzungen

AELF Amt für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten

BA Bergamt

KVB Kreisverwaltungsbehörden

LfL Landesanstalt für Landwirtschaft

LfU Landesamt für Umwelt

Reg Obb Regierung von Oberbayern

Reg Opf Regierung der Oberpfalz

WaPo Wasserschutzpolizei
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Nr. Aufgabe / zu vollziehende Rechtsnorm Zuständige Behörde
1. Kreislaufwirtschaftsgesetz (KrWG)
1.1 § 12 Abs. 5 Satz 2 KrWG LfU
1.2 § 18 KrWG KVB
1.3 § 26 Abs. 2 bis 4 KrWG LfU
1.4 § 26a KrWG LfU
1.5 § 28 Abs. 2 KrWG KVB
1.6 Vollzug der §§ 49 und 50 KrWG, soweit es sich um gefährliche, der POP- Abfall-

Überwachungs-Verordnung (POP-Abfall-ÜberwV) oder der PCB/PCT-Abfall-
verordnung (PCBAbfallV) unterfallende Abfälle handelt, sowie Vollzug des § 47 
Abs. 8 und 9 KrWG.

LfU

1.7 Vollzug der § 47 Abs. 1 bis 7, §§ 49 bis 51 KrWG im Übrigen, 
a) soweit nicht die Regierungen aufgrund der Bestimmungen in Nr. 14, 19, 23 

oder 24 in Verbindung mit Art. 25 Abs. 1 Satz 1 BayAbfG zuständig sind, und 
b) bei Anlagen und Deponien, soweit diese nach anderen Rechtsvorschriften 

oder Nr. 8.4 oder 8.5 in ihrer Überwachungszuständigkeit liegen.

KVB

1.8 § 53 Abs. 1 bis 5 KrWG KVB
1.9 § 54 Abs. 1 bis 5 KrWG KVB
1.10 § 55 Abs. 1 KrWG KVB
1.11 § 56 Abs. 5 Satz 3, Abs. 6 Satz 2 und Abs. 8 Satz 2 KrWG LfU
1.12 Vollzug des § 62 KrWG zur Erfüllung von Überlassungspflichten für 

a) Sonderabfälle gemäß Art. 10 Abs. 1 BayAbfG in Verbindung mit dem Abfall-
wirtschaftsplan und 

b) für gesondert zu entsorgende Abfälle gemäß § 1 Satz 2 Nr. 3 der Verordnung 
über den Abfallwirtschaftsplan Bayern (AbfPV) in Verbindung mit dem Abfall-
wirtschaftsplan,

auf der Grundlage der fachlichen Stellungnahme des Landesamts für Umwelt,  
soweit die Regierung von Oberbayern keine Ausnahme von der Überlassungs-
pflicht erteilt hat.

KVB

2. Bayerisches Abfallwirtschaftsgesetz 
2.1 Vollzug des Art. 22 BayAbfG, auch wenn zweifelhaft ist, ob die Deponie vor  

diesem Datum stillgelegt worden ist.
KVB

2.2 Art. 27 Abs. 2 BayAbfG KVB

3. Verordnung über den Abfallwirtschaftsplan Bayern 
§ 1 Satz 1 i. V. m. Anlage Abschnitt IV Nr. 4.4. und 5.2 AbfPV Reg Obb

4. Abfallverzeichnis-Verordnung (AVV)
4.1 § 3 Abs. 3 AVV LfU
4.2 Vollzug der Vorschriften der Abfallverzeichnis-Verordnung im Übrigen KVB

5. Nachweisverordnung (NachwV)
5.1 Bekanntgabe von Sachverständigen nach § 22 Abs. 2 Nr. 1 und 2 NachwV LfU
5.2 § 28 Abs. 1 NachwV, soweit es um die Erteilung von Entsorgernummern geht. LfU
5.3 Vollzug der Vorschriften der Nachweisverordnung im Übrigen, soweit nicht eine 

Zuständigkeit des LfU nach Nr. 1.6 vorliegt.
KVB

6. Anzeige- und Erlaubnisverordnung (AbfAEV)
6.1 Anerkennung von Lehrgängen zur Erlangung der Fach- und Sachkunde für  

Tätigkeiten im Bereich der Abfallwirtschaft nach § 4 Abs. 5 und § 5 Abs. 3  
Satz 2 AbfAEV

LfU
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6.2 Vollzug der Vorschriften der Anzeige- und Erlaubnisverordnung im Übrigen KVB

7. Gewerbeabfallverordnung (GewAbfV)
7.1 § 11 Abs. 4 und 5 GewAbfV LfU
7.2 Vollzug der Vorschriften der Gewerbeabfallverordnung im Übrigen KVB

8. Deponieverordnung (DepV)
8.1 Anerkennung von Lehrgängen nach § 4 Nr. 2 DepV LfU
8.2 Ausübung der Befugnisse nach  

§ 47 Abs. 3 und 4 KrWG zur fachlichen Unterstützung der zuständigen Behörden 
bei der Überwachung von Errichtung, Betrieb, Stilllegung und Nachsorge  
von Deponien einschließlich der nach dem 10. Juni 1972 stillgelegten Deponien, 
ausgenommen Deponien nach Nr. 8.3 bis 8.5. 

LfU

8.3 Vollzug der Vorschriften des Kreislaufwirtschaftsgesetzes und der Deponiever-
ordnung bei Deponien in einem der Bergaufsicht unterliegenden Betrieb, in einem 
Bohrloch oder in einem unterirdischen Hohlraum sowie stillgelegter Deponien, 
solange der Betrieb der Bergaufsicht unterliegt.

BA

8.4 Vollzug der Vorschriften des Kreislaufwirtschaftsgesetzes und der Deponiever-
ordnung bei Deponien der Klasse 0 im Sinne des § 2 Nr. 6 DepV, einschließlich 
anderer Deponien, die zu solchen umgewidmet wurden oder als solche Deponien 
weiterbetrieben werden, auch soweit die Deponien stillgelegt sind.

KVB

8.5 Vollzug der Vorschriften des Kreislaufwirtschaftsgesetzes und der Deponiever-
ordnung bei sonstigen Deponien, auch soweit diese stillgelegt sind, mit einem 
Volumen bis zu 5 000 m³ Abfälle; ausgenommen sind Deponien, die nicht nur 
geringfügig zur Ablagerung gefährlicher Abfälle genutzt werden.

KVB

8.6 Anhörungsbehörde im Sinn des § 73 des Verwaltungsverfahrensgesetzes,  
soweit nach den Nr. 8.4 und 8.5 die KVB zuständig ist. 

KVB

9. POP-Abfall-Überwachungs-Verordnung, PCB/PCT-Abfallverordnung 
Vollzug der Vorschriften der POP-Abfall-Überwachungs-Verordnung und der  
PCB/PCT-Abfallverordnung, soweit nicht eine Zuständigkeit des LfU nach  
Nr. 1.6 vorliegt.

KVB

10. Übereinkommen vom 9. September 1996 über die Sammlung, Abgabe und 
Annahme von Abfällen in der Rhein- und Binnenschifffahrt 

10.1 Überwachung der Einhaltung der Gebote und Verbote der Anlage 2 des Über-
einkommens vom 9. September 1996 über die Sammlung, Abgabe und Annahme 
von Abfällen in der Rhein- und Binnenschifffahrt nach 

 – Art. 2.01,
 – Art. 2.02, 
 – Art. 2.03 Abs. 1, 
 – Art. 3.04 Abs. 2 Satz 2, 
 – Art. 6.01 Abs. 1 bis 3,
 – Art. 6.03 Abs. 1 und 3 bis 6, 
 – Art. 9.01 Abs. 1 bis 4 und
 – Art. 9.03 Abs. 1 und 2

sowie die hierfür erforderliche Einholung von Auskünften und Anforderung von 
Unterlagen von den in § 6 Abs. 4 des Binnenschifffahrt-Abfallübereinkommen- 
Ausführungsgesetzes (BinSchAbfÜbkAG) genannten Personen.

WaPo

10.2 Vollzug der Vorschriften des Übereinkommens vom 9. September 1996 über  
die Sammlung, Abgabe und Annahme von Abfällen in der Rhein- und Binnen-
schifffahrt im Übrigen

KVB

11. Binnenschifffahrt-Abfallübereinkommen-Ausführungsgesetz
11.1 § 4 Abs. 4 BinSchAbfÜbkAG Reg Opf
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11.2 §§ 11 und 22 Abs. 2 Nr. 3 Buchst. r BinSchAbfÜbkAG WaPo
11.3 Vollzug der Vorschriften des Binnenschifffahrt-Abfallübereinkommen-Ausführungs-

gesetzes im Übrigen
KVB

12. Abfallbeauftragtenverordnung (AbfBeauftrV)
12.1 Anerkennung von Lehrgängen zur Erlangung der Fach- und Sachkunde für  

Tätigkeiten im Bereich der Abfallwirtschaft nach § 9 Abs. 1 Nr. 3 AbfBeauftrV
LfU

12.2 Vollzug der Vorschriften der Abfallbeauftragtenverordnung im Übrigen KVB

13. Entsorgungsfachbetriebeverordnung (EfbV)
13.1 Anerkennung von Lehrgängen zur Erlangung der Fach- und Sachkunde für  

Tätigkeiten im Bereich der Abfallwirtschaft nach § 9 Abs. 1 Satz 2 Nr. 3 EfbV
LfU

13.2 Vollzug der Vorschriften der Entsorgungsfachbetriebeverordnung im Übrigen KVB

14. Verpackungsgesetz (VerpackG)
Vollzug der Vorschriften des Verpackungsgesetzes mit Ausnahme des Vollzugs 
der §§ 4 bis 6 VerpackG

LfU

15. Verordnung über die Entsorgung gebrauchter halogenierter Lösemittel 
Vollzug der Verordnung über die Entsorgung gebrauchter halogenierter Lösemittel KVB

16. Chemikalien-Ozonschicht-Verordnung (ChemOzonSchichtV)
§ 3 Abs. 2 und 3, § 6 Abs. 3 und 5 ChemOzonSchichtV KVB

17. Chemikalien-Klimaschutzverordnung (ChemKlimaschutzV)
§ 4 Abs. 2 und 3, § 10 Abs. 4 und 5 ChemKlimaschutzV KVB

18. Altölverordnung (AltölV)
18.1 Notifizierung einer Untersuchungsstelle nach § 5 Abs. 2 Satz 2 AltölV LfU
18.2 Vollzug der Vorschriften der Altölverordnung im Übrigen KVB

19. Altfahrzeug-Verordnung (AltfahrzeugV)
Vollzug der Vorschriften der Altfahrzeug-Verordnung mit Ausnahme des Vollzugs 
der §§ 8, 9 und 10 AltfahrzeugV

KVB

20. Altholzverordnung (AltholzV)
20.1 Vollzug des § 6 Abs. 6, 7 und 8 AltholzV, soweit es um die Bekanntgabe einer 

Stelle zur Kontrolle von Altholz geht. 
LfU

20.2 Vollzug der Vorschriften der Altholzverordnung im Übrigen KVB

21. Einwegkunststoffkennzeichnungsverordnung
Vollzug der Vorschriften der Einwegkunststoffkennzeichnungsverordnung KVB

22. Einwegkunststoffverbotsverordnung 
Vollzug der Vorschriften der Einwegkunststoffverbotsverordnung KVB

23. Elektro- und Elektronikgerätegesetz (ElektroG)
Vollzug der Vorschriften des Elektro- und Elektronikgerätegesetzes mit Ausnahme 
des Vollzugs der § 4 Abs. 4 und § 9 ElektroG.

KVB

24. Batteriegesetz (BattG)
Vollzug der Vorschriften des Batteriegesetzes mit Ausnahme des Vollzugs des  
§ 3 Abs. 1, 2 Satz 1 und Abs. 5 BattG

KVB
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25. Klärschlammverordnung (AbfKlärV)
25.1 §§ 20 bis 25 AbfKlärV LfL
25.2 § 33 AbfKlärV LfL
25.3 § 35 AbfKlärV AELF
25.4 Vollzug der Vorschriften der Klärschlammverordnung im Übrigen KVB

26. Bioabfallverordnung (BioAbfV)
26.1 Vollzug des § 3 Abs. 8, 8a und 8b BioAbfV, soweit es um die Bestimmung einer 

Untersuchungsstelle für die hygienisierende Behandlung von Bioabfällen geht.
LfL

26.2 Vollzug der Vorschriften der Bioabfallverordnung im Übrigen KVB
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31-1-1-J

Verordnung  
zur Änderung der  

E-Rechtsverkehrsverordnung Justiz

vom 9. Mai 2022

Auf Grund 

 – des § 298a Abs. 1 Satz 2 der Zivilprozessordnung in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 5. Dezem-
ber 2005 (BGBl. I S. 3202; 2006 I S. 431; 2007 I 
S. 1781), die zuletzt durch Art. 1 bis 3 des Gesetzes 
vom 5. Oktober 2021 (BGBl. I S. 4607) geändert 
worden ist, in Verbindung mit § 3 Nr. 48 der Delega-
tionsverordnung (DelV) vom 28. Januar 2014 (GVBl. 
S. 22, BayRS 103-2-V), die zuletzt durch Verordnung 
vom 15. März 2022 (GVBl. S. 79) geändert worden  
ist, 

 – des § 14 Abs. 4 Satz 1 und 2 des Gesetzes über das 
Verfahren in Familiensachen und in den Angelegen-
heiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit (FamFG) vom 
17. Dezember 2008 (BGBl. I S. 2586, 2587), das zu-
letzt durch Art. 5 des Gesetzes vom 5. Oktober 2021 
(BGBl. I S. 4607) geändert worden ist, in Verbindung 
mit § 3 Nr. 12 der Delegationsverordnung (DelV) vom 
28. Januar 2014 (GVBl. S. 22, BayRS 103-2-V), die 
zuletzt durch Verordnung vom 15. März 2022 (GVBl. 
S. 79) geändert worden ist,

 – des § 32 Abs. 1 Satz 2 und 3 sowie des Abs. 2 Satz 1 
der Strafprozessordnung (StPO) in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 7. April 1987 (BGBl. I S. 1074, 
1319), die zuletzt durch Art. 2 des Gesetzes vom 
25. März 2022 (BGBl. I S. 571) geändert worden 
ist, in Verbindung mit § 3 Nr. 38 der Delegationsver-
ordnung (DelV) vom 28. Januar 2014 (GVBl. S. 22, 
BayRS 103-2-V), die zuletzt durch Verordnung vom 
15. März 2022 (GVBl. S. 79) geändert worden ist,  
und

 – des § 135 Abs. 1 Satz 2 Nr. 1, Abs. 2 Satz 2 und 
des § 140 Abs. 1 Satz 3 der Grundbuchordnung in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 26. Mai 1994 
(BGBl. I S. 1114), die zuletzt durch Art. 28 des Geset-
zes vom 5. Oktober 2021 (BGBl. I S. 4607) geändert 
worden ist, in Verbindung mit § 3 Nr. 17 der Delega-
tionsverordnung (DelV) vom 28. Januar 2014 (GVBl. 
S. 22, BayRS 103-2-V), die zuletzt durch Verordnung 
vom 15. März 2022 (GVBl. S. 79) geändert worden 
ist,

verordnet das Bayerische Staatsministerium der Justiz:

§ 1

Die E-Rechtsverkehrsverordnung Justiz (ERVV Ju) 
vom 15. Dezember 2006 (GVBl. S. 1084, BayRS 31-1-1-J),  
die zuletzt durch Verordnung vom 8. September 2021 
(GVBl. S. 584) geändert worden ist, wird wie folgt ge-
ändert:

1. Der Überschrift des Abschnitts 1 werden die Wörter 
„für die elektronische Kommunikation in Grundbuch- 
und Registersachen“ angefügt.

2. Abschnitt 4 wird wie folgt gefasst:

,Abschnitt 4 

Elektronische Aktenführung bei den  
Gerichten der ordentlichen Gerichtsbarkeit und den  

Staatsanwaltschaften

§ 14 

Anordnung der  
elektronischen Aktenführung

(1) 1Bei den ordentlichen Gerichten in Zivilsachen 
sowie den in der Anlage 2 bezeichneten ordentlichen 
Gerichten in Strafsachen und Staatsanwaltschaften 
werden die Akten elektronisch geführt, soweit dies 
durch Verwaltungsvorschrift des Staatsministeriums, 
die im Bayerischen Ministerialblatt bekanntzumachen 
ist, angeordnet wird. 2Ist in der Verwaltungsvorschrift 
nichts anderes geregelt, werden Akten, die zum an-
gegebenen Zeitpunkt bereits in Papierform angelegt 
sind, weiterhin in Papierform geführt. 3Dies gilt auch 
für von anderen Gerichten oder Staatsanwaltschaf-
ten bis zum Ablauf des 31. Mai 2022 abgegebene 
Verfahren, soweit die Akten dort zum angegebenen 
Zeitpunkt bereits in Papierform angelegt wurden. 
4Ab dem 1. Juni 2022 abgegebene Verfahren wer-
den elektronisch geführt, soweit beim empfangenden 
Gericht oder der empfangenden Staatsanwaltschaft 
zum Zeitpunkt des Eingangs die Akten gemäß Satz 1 
elektronisch geführt werden. 5Verfahren gemäß 
§ 271 des Gesetzes über das Verfahren in Familien-
sachen und in den Angelegenheiten der freiwilligen 
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Gerichtsbarkeit (FamFG), die zum angegebenen 
Zeitpunkt bereits in Papierform angelegt sind, sind in 
Abweichung zu Sätzen 2 bis 4 ab dem angegebe-
nen Zeitpunkt in elektronischer Form weiterzuführen  
(Hybridaktenführung).

(2) 1Soweit in einem Verfahren Dokumente Ak-
tenbestandteil werden sollen, die dem Geheimhal-
tungsgrad „VS-NUR FÜR DEN DIENSTGEBRAUCH“ 
oder höher unterliegen, ist die Akte abweichend von 
Abs. 1 in Papierform zu führen. 2Soweit bereits eine 
elektronische Akte angelegt wurde, ist diese in die 
Papierform umzuwandeln.

§ 15 

Bildung elektronischer Akten

(1) 1In der elektronischen Akte werden zur Akte 
gebrachte elektronische Dokumente einschließlich 
zugehöriger Signaturdateien sowie sonstige zur 
Akte gebrachte Dateien und Informationen gespei-
chert. 2Strukturierte maschinenlesbare Datensätze 
werden als Datensätze in der elektronischen Akte 
gespeichert.

(2) Elektronische Dokumente sowie in Papier-
form vorliegende Akten anderer Instanzen und Bei-
akten, die nicht nach § 16 Nr. 1 in die elektronische 
Form übertragen wurden und dieselbe Angelegenheit 
betreffen, sind zu Akten zu vereinigen.

(3) Enthält eine elektronisch geführte Akte so-
wohl elektronische Bestandteile als auch solche, die 
nicht in die elektronische Form übertragen wurden, 
so muss beim Zugriff auf jeden der Teile ein Hinweis 
auf den jeweils anderen Teil enthalten sein.

§ 16 

Übertragung von Papierdokumenten in die  
elektronische Form

Die Übertragung von Papierdokumenten in die 
elektronische Form richtet sich für die ordentlichen 
Gerichte in Zivilsachen nach § 298a Abs. 2 der Zivil-
prozessordnung (ZPO) und § 14 Abs. 1 Satz 2 FamFG 
in Verbindung mit § 298a Abs. 2 ZPO mit folgender 
Maßgabe:

1. In Papierform vorliegende Akten anderer Instan-
zen und Beiakten können gemäß Anordnung der 
Gerichts- oder Behördenleitung in die elektroni-
sche Form übertragen werden.

2. In Papierform vorliegende Akten anderer Instan-
zen können nach Maßgabe des § 298a Abs. 2 
Satz 5 ZPO vernichtet werden.

§ 17

Führung und Aufbewahrung  
elektronischer Akten

1Die elektronische Akte ist mit einem elektroni-
schen Datenverarbeitungssystem nach dem Stand 
der Technik zu führen und aufzubewahren. 2Das 
elektronische Datenverarbeitungssystem muss ge-
währleisten, dass die elektronische Akte benutzbar, 
lesbar und auffindbar ist und dass die in § 64 Abs. 2 
Satz 1 GBV genannten Anforderungen entsprechend 
erfüllt sind.

§ 18

Ersatzmaßnahmen

1Soweit dies auf Grund technischer Störungen 
beim Betrieb der elektronischen Akte erforderlich ist, 
kann der Vorstand des Gerichts oder die Behörden-
leitung der Staatsanwaltschaft anordnen, dass eine 
Ersatzakte in Papierform geführt wird. 2Diese ist in 
die elektronische Form zu übertragen, sobald die 
Störung behoben ist.‘

3. Der Anlage 1 wird folgende Nr. 5 angefügt:

Nr. Gericht/ 
Justizbehörde

Verfahrens-
bereich/ 
Angelegen-
heit

Einreichung 
elektronischer 
Dokumente 
möglich ab

„5 Amtsgericht 
Erlangen

Grundbuch-
sachen

1. Juni 2022“.

4. Anlage 2 wird wie folgt gefasst:

„Anlage 2 
(zu § 14)

Anordnung der  
elektronischen Aktenführung

Nr. Gericht / Staatsanwaltschaft
1 Landgericht Hof
2 Amtsgericht Hof
3 Amtsgericht Wunsiedel
4 Staatsanwaltschaft Hof “.
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5. Der Anlage 3 wird folgende Nr. 2 angefügt:

Nr. Gericht Datum
„2 Amtsgericht Erlangen 1. Juni 2022“.

§ 2

Diese Verordnung tritt am 1. Juni 2022 in Kraft.

München, den 9. Mai 2022

Bayerisches Staatsministerium der Justiz

Georg E i s e n r e i c h , Staatsminister
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2013-4-1-F

Verordnung  
zur Änderung der  

Kurtax-Verordnung

vom 10. Mai 2022

Auf Grund des Art. 24 Abs. 3 Satz 1 des Kostenge-
setzes (KG) vom 20. Februar 1998 (GVBl. S. 43, BayRS 
2013-1-1-F), das zuletzt durch § 2 des Gesetzes vom 
19. März 2020 (GVBl. S. 153) geändert worden ist, ver-
ordnet das Bayerische Staatsministerium der Finanzen 
und für Heimat:

§ 1

Anlage 2 der Kurtax-Verordnung (KurtaxV) vom 
2. September 2013 (GVBl. S. 582, BayRS 2013-4-1-F), 
die zuletzt durch Verordnung vom 21. November 2020 
(GVBl. S. 652) geändert worden ist, erhält die aus dem 
Anhang zu dieser Verordnung ersichtliche Fassung.

§ 2

Diese Verordnung tritt am 1. Januar 2023 in Kraft.

München, den 10. Mai 2022

Bayerisches Staatsministerium  
der Finanzen und für Heimat

Albert F ü r a c k e r , Staatsminister
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Anhang zu § 1

Anlage 2
(zu § 5)

Höhe der Kurtaxe (einschließlich Umsatzsteuer) 
in den bayerischen Staatsbädern

Nr. Staatsbad EURO
1. Bad Reichenhall:
1.1 Normalsatz 3,50
1.2 Gäste gemäß § 4 Abs. 2 Nr. 1 3,00
1.3 Gäste gemäß § 4 Abs. 2 Nr. 2 und 3 1,75
2. Bad Steben:
2.1 Normalsatz 3,30
2.2 Gäste gemäß § 4 Abs. 2 Nr. 1 2,80
2.3 Gäste gemäß § 4 Abs. 2 Nr. 2 und 3 1,65
3. Bad Kissingen:
3.1 Normalsatz 3,90
3.2 Gäste gemäß § 4 Abs. 2 Nr. 1 3,40
3.3 Gäste gemäß § 4 Abs. 2 Nr. 2 und 3 1,95
4. Bad Brückenau:
4.1 Normalsatz 3,20
4.2 Gäste gemäß § 4 Abs. 2 Nr. 1 2,70
4.3 Gäste gemäß § 4 Abs. 2 Nr. 2 und 3 1,60
5. Bad Bocklet:
5.1 Normalsatz 2,70
5.2 Gäste gemäß § 4 Abs. 2 Nr. 1 2,20
5.3 Gäste gemäß § 4 Abs. 2 Nr. 2 und 3 1,35
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2230-5-1-1-K

Verordnung  
zur Änderung der  

Schülerbeförderungsverordnung

vom 10. Mai 2022

Auf Grund des Art. 3 Abs. 2 Satz 2 des Schulwegkos-
tenfreiheitsgesetzes (SchKfrG) in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 31. Mai 2000 (GVBl. S. 452, BayRS 
2230-5-1-K), das zuletzt durch § 1 Abs. 215 der Verord-
nung vom 26. März 2019 (GVBl. S. 98) geändert worden 
ist, verordnet das Bayerische Staatsministerium für Unter-
richt und Kultus:

§ 1

In § 4 Abs. 1 der Schülerbeförderungsverordnung 
(SchBefV) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
8. September 1994 (GVBl. S. 953, BayRS 2230-5-1-1-K), 
die zuletzt durch Verordnung vom 28. April 2021 (GVBl. 
S. 293) geändert worden ist, wird die Angabe „465 €“ 
durch die Angabe „490 €“ ersetzt.

§ 2

Diese Verordnung tritt am 1. August 2022 in Kraft.

München, den 10. Mai 2022

Bayerisches Staatsministerium  
für Unterricht und Kultus

Prof. Dr. Michael P i a z o l o , Staatsminister
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2030-3-9-1-U

Verordnung  
zur Übertragung dienstrechtlicher Zuständigkeiten im Geschäftsbereich des  

Bayerischen Staatsministeriums für Umwelt und Verbraucherschutz  
(StMUV-Zuständigkeitsverordnung – ZustV-UM)

vom 11. Mai 2022

Auf Grund des

 – Art. 55 Nr. 4 Satz 2 der Verfassung des Freistaates 
Bayern in der Fassung der Bekanntmachung vom 
15. Dezember 1998 (GVBl. S. 991, 992, BayRS  
100-1-I), die zuletzt durch Gesetze vom 11. Novem-
ber 2013 (GVBl. S. 638, 639, 640, 641, 642) geändert 
worden ist,

 – Art. 6 Abs. 4 Satz 1, Abs. 5 Satz 2, Art. 15 Halbsatz 2, 
Art. 18 Abs. 1 Satz 4 Halbsatz 2, Art. 49 Abs. 3, 
Art. 81 Abs. 6 Satz 2, Art. 86 Abs. 2 Satz 3, Art. 92 
Abs. 2 Halbsatz 2, Art. 139 Abs. 10 des Bayerischen 
Beamtengesetzes (BayBG) vom 29. Juli 2008 (GVBl. 
S. 500, BayRS 2030-1-1-F), das zuletzt durch § 3 
Abs. 2 des Gesetzes vom 23. Dezember 2021 (GVBl. 
S. 654) und durch § 1 des Gesetzes vom 23. Dezem-
ber 2021 (GVBl. S. 663) geändert worden ist,

 – Art. 3 Abs. 1 Satz 2 des Leistungslaufbahngesetzes 
(LlbG) vom 5. August 2010 (GVBl. S. 410, 571, BayRS  
2030-1-4-F), das zuletzt durch § 2 des Gesetzes vom 
23. Dezember 2021 (GVBl. S. 663) geändert worden 
ist,

 – § 2 Abs. 3 Satz 1, § 3 Abs. 2 Satz 1, § 4 Abs. 1 Satz 1, 
§ 6 Abs. 1 Satz 1, § 7 Abs. 4 Satz 3 und Abs. 5 
Satz 3, § 8 Abs. 1 Satz 5, § 9 Abs. 1 Satz 4, § 11 
Abs. 7 Satz 2 der Bayerischen Arbeitszeitverordnung  
(BayAzV) vom 25. Juli 1995 (GVBl. S. 409, BayRS 
2030-2-20-F), die zuletzt durch § 1 Abs. 72 der Ver-
ordnung vom 26. März 2019 (GVBl. S. 98) geändert 
worden ist,

 – § 5 Abs. 1 Satz 2 der Jubiläumszuwendungsverord-
nung (JzV) vom 1. März 2005 (GVBl. S. 76, BayRS 
2030-2-24-F), die zuletzt durch § 6 der Verordnung 
vom 5. Januar 2011 (GVBl. S. 12) geändert worden 
ist,

 – § 13 Abs. 1 Satz 2, § 17 Abs. 2 Satz 3, § 19 Satz 3 der 
Bayerischen Urlaubs- und Mutterschutzverordnung 
(UrlMV) vom 28. November 2017 (GVBl. S. 543, 
2019 S. 328, BayRS 2030-2-31-F), die zuletzt durch 
Verordnung vom 9. November 2021 (GVBl. S. 625) 
geändert worden ist,

 – Art. 17 Abs. 2 Satz 2, Art. 31 Abs. 2 Satz 5, Art. 68 
Abs. 2 Satz 1, Art. 75 Abs. 2 Satz 2, Art. 81 Abs. 1, 
Art. 102 Satz 3 des Bayerischen Besoldungsge setzes 
(BayBesG) vom 5. August 2010 (GVBl. S. 410, 764, 
BayRS 2032-1-1-F), das zuletzt durch Art. 9 des Ge-
setzes vom 22. April 2022 (GVBl. S. 102) geändert 
worden ist,

 – Art. 26 Satz 2 des Bayerischen Reisekostengesetzes 
(BayRKG) vom 24. April 2001 (GVBl. S. 133, BayRS 
2032-4-1-F), das zuletzt durch § 5 des Gesetzes vom 
23. Dezember 2019 (GVBl. S. 724) geändert worden 
ist,

 – Art. 15 Satz 2 des Bayerischen Umzugskostenge-
setzes (BayUKG) vom 24. Juni 2005 (GVBl. S. 192, 
BayRS 2032-5-1-F), das zuletzt durch § 1 Abs. 93 der 
Verordnung vom 26. März 2019 (GVBl. S. 98) geän-
dert worden ist, und

 – § 11 Satz 2 der Bayerischen Trennungsgeldverord-
nung (BayTGV) vom 15. Juli 2002 (GVBl. S. 346, 
BayRS 2032-5-3-F), die zuletzt durch § 2 der Verord-
nung vom 5. Februar 2018 (GVBl. S. 64) geändert 
worden ist,

verordnet das Bayerische Staatsministerium für Um-
welt und Verbraucherschutz im Einvernehmen mit dem 
Bayerischen Staatsministerium der Finanzen und für  
Heimat:

Teil 1

Beamtenrechtliche Zuständigkeiten

§ 1

Ernennung

1Die Befugnis zur Ernennung der Beamten und Be-
amtinnen bis einschließlich Besoldungsgruppe A 15 im 
Geschäftsbereich des Staatsministeriums für Umwelt und 
Verbraucherschutz (Staatsministerium) wird für den je-
weiligen Dienstbereich übertragen:
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1. den Regierungen zugleich für die ihnen nachgeord-
neten Behörden,

2. dem Landesamt für Gesundheit und Lebensmittelsi-
cherheit,

3. dem Landesamt für Umwelt,

4. der Kontrollbehörde für Lebensmittelsicherheit und 
Veterinärwesen.

2Für die Ernennung der Baureferendare und Baurefe-
rendarinnen bleibt das Staatsministerium zuständig.

§ 2

Abordnung, Versetzung und Zuweisung

1Ergänzend zu den Befugnissen nach Art. 49 Abs. 2 
des Bayerischen Beamtengesetzes (BayBG) in Verbin-
dung mit § 1 Satz 1 wird die Befugnis zur Abordnung, 
Versetzung und Zuweisung für die Beamten und Beam-
tinnen des jeweiligen Dienstbereichs übertragen:

1. den in § 1 genannten Behörden auch für diejenigen 
Beamten und Beamtinnen ihres Dienstbereichs, für 
die sie nicht Ernennungsbehörde sind,

2. der Akademie für Naturschutz und Landschaftspflege,

3. der Nationalparkverwaltung Bayerischer Wald,

4. der Nationalparkverwaltung Berchtesgaden.

2Für die Abordnung, Versetzung und Zuweisung der Lei-
ter und Leiterinnen der dem Staatsministerium unmittel-
bar nachgeordneten Behörden bleibt das Staatsministe-
rium zuständig.

§ 3

Sonstige beamtenrechtliche Zuständigkeiten

1Folgende Befugnisse der obersten Dienstbehörde 
oder der letzten obersten Dienstbehörde nach dem Bay-
erischen Beamtengesetz und der Bayerischen Urlaubs- 
und Mutterschutzverordnung (UrlMV) werden den in § 2 
Satz 1 genannten Behörden für die Beamten und Beam-
tinnen ihres Dienstbereichs übertragen:

1. Verbot der Führung der Dienstgeschäfte nach Art. 6 
Abs. 4 Satz 1 BayBG,

2. Zustimmung zu Ausnahmen von dem Verbot der  

Annahme von Belohnungen, Geschenken und sons-
tigen Vorteilen nach Art. 6 Abs. 5 Satz 1 BayBG,

3. Verlangen der Übernahme, Genehmigung und Ver-
sagung von Nebentätigkeiten sowie Zulassung von 
Ausnahmen nach Art. 81 Abs. 6 Satz 1 BayBG,

4. Untersagung einer Beschäftigung oder Erwerbstätig-
keit von Ruhestandsbeamten und Ruhestandsbeam-
tinnen sowie früheren Beamten und Beamtinnen mit 
Versorgungsbezügen nach Art. 86 Abs. 1 Satz 2 und 
Abs. 2 Satz 1 BayBG,

5. Bewilligung von Beurlaubung, Teilzeitbeschäftigung 
und Altersteilzeit nach den Art. 88 bis 92 BayBG, 
mit Ausnahme von Altersteilzeit nach Art. 91 Abs. 4 
BayBG,

6. Erstattung der Ausbildungskosten nach Art. 139 
Abs. 10 BayBG,

7. Gewährung von Sonderurlaub für eine Dauer von 
mehr als sechs Monaten nach § 13 Abs. 1 Satz 2 
UrlMV,

8. Bewilligung von Ausnahmen für schwangere und stil-
lende Frauen nach § 19 Satz 2 UrlMV in Verbindung 
mit § 28 Abs. 1, § 29 Abs. 3 Satz 2 Nr. 1 und 8 sowie 
Satz 3 des Mutterschutzgesetzes.

2Für die Leiter und Leiterinnen der dem Staatsministe-
rium unmittelbar nachgeordneten Behörden werden die 
Befugnisse nach Satz 1 vom Staatsministerium wahr-
genommen. 3Für abgeordnete Beamte und Beamtinnen 
werden die Befugnisse nach Satz 1 von der abgebenden 
Stelle wahrgenommen. 4Für die Bewilligung von Teilzeit-
beschäftigung während der Elternzeit für Beamte und Be-
amtinnen der Wasserwirtschäftsämter sind abweichend 
von Satz 1 Nr. 5 die unmittelbaren Dienstvorgesetzten 
zuständig.

§ 4

Laufbahnrechtliche Zuständigkeiten

Den in § 1 Satz 1 genannten Behörden werden im 
Rahmen ihrer Ernennungsbefugnis folgende Zuständig-
keiten nach dem Leistungslaufbahngesetz (LlbG) über-
tragen, soweit keine Antragstellung beim Landesperso-
nalausschuss erforderlich ist:

1. Zustimmung zum Wechsel innerhalb derselben Fach-
laufbahn nach Art. 9 Abs. 1 Satz 2 und 3 LlbG oder 
Anerkennung der Qualifikation für die neue Fachlauf-
bahn nach Art. 9 Abs. 3 Satz 2 LlbG,
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2. Absehen von der Probezeit und Anordnung einer 
Bewährungszeit bei der Übernahme von Beamten 
und Beamtinnen anderer Dienstherren nach Art. 10 
Abs. 1 Satz 1, 3 und 4 LlbG sowie bei der Wieder-
einstellung früherer Beamter und Beamtinnen nach 
Art. 10 Abs. 3 LlbG,

3. Anerkennung einer auf Grund der Laufbahnvorschrif-
ten des Bundes oder eines anderen Landes erwor-
benen Qualifikation und Anordnung zusätzlicher 
Unterweisungs- oder Fortbildungsmaßnahmen nach 
Art. 11 Abs. 2 Satz 1 Halbsatz 1 und Satz 2 LlbG,

4. Anrechnung von Zeiten, die nach Art. 15 Abs. 4 
Satz 1 Nr. 2 bis 5 LlbG als Dienstzeit gelten, auf die 
Probezeit nach Art. 12 Abs. 3 Satz 7 LlbG,

5. Verlängerung der Probezeit bis zu einer Gesamtdau-
er von fünf Jahren nach Art. 12 Abs. 4 Satz 2 LlbG,

6. Verkürzung der Probezeit nach Art. 13 Abs. 1 Satz 5 
LlbG und Entscheidung über das Ergebnis der Pro-
bezeit nach Art. 13 Abs. 2 LlbG,

7. Vorverlegung des allgemeinen Dienstzeitbeginns 
nach Art. 15 Abs. 3 Satz 3 LlbG um bis zu drei Jahre,

8. Berücksichtigung weiterer Zeiten einer Beurlaubung 
als Dienstzeit nach Art. 15 Abs. 4 Satz 3 LlbG,

9. Kürzung des Vorbereitungsdienstes nach Art. 27 
Abs. 2 LlbG und Anrechnung von Zeiten auf den Vor-
bereitungsdienst nach Art. 27 Abs. 3 Satz 1 LlbG in 
Verbindung mit § 12 Abs. 3 der Fachverordnung bau-
technischer und umweltfachlicher Verwaltungsdienst 
oder § 42 Abs. 3 Satz 1 der Fachverordnung nicht-
technischer Verwaltungsdienst sowie nach Art. 35 
Abs. 1 Satz 2 LlbG,

10. Kürzung der Probezeit nach Art. 36 Abs. 1 Satz 1 
LlbG,

11. Anrechnung von Zeiten einer Tätigkeit im öffentlichen 
Dienst oder außerhalb des öffentlichen Dienstes auf 
die Probezeit nach Art. 36 Abs. 2 Satz 1 und Abs. 3 
Satz 1 LlbG,

12. Zulassung zur Ausbildungsqualifizierung nach Art. 37 
Abs. 2 Satz 1 LlbG, Entscheidungen nach Art. 37 
Abs. 2 Satz 2 Halbsatz 1 LlbG und Kürzung der Aus-
bildungsqualifizierung nach Art. 37 Abs. 4 LlbG,

13. Feststellung des sonstigen Qualifikationserwerbs für 
eine Fachlaufbahn nach Art. 40 LlbG, soweit nicht 
nach § 16 Abs. 1 der Verordnung über den fachlichen 
Schwerpunkt Veterinärdienst oder § 20 der Verord-

nung über den fachlichen Schwerpunkt Gewerbeauf-
sicht das Staatsministerium zuständig ist.

§ 5

Regelung der Arbeitszeit

Folgende Befugnisse der obersten Dienstbehörde 
nach der Bayerischen Arbeitszeitverordnung (BayAzV) 
werden den in § 2 Satz 1 genannten Behörden für die 
Beamten und Beamtinnen ihres Dienstbereichs über-
tragen:

1. Verlängerung oder Verkürzung der Arbeitszeit nach 
§ 2 Abs. 3 Satz 1 BayAzV,

2. Zulassung von Ausnahmen von der Ruhezeit nach 
§ 3 Abs. 2 Satz 1 BayAzV,

3. Verlängerung der Arbeitszeit bei Bereitschaftsdienst 
nach § 4 Abs. 1 Satz 1 BayAzV,

4. Anordnung von Dienst an Sonn- und Feiertagen oder 
zu dienstfreien Zeiten nach § 6 Abs. 1 Satz 1 BayAzV,

5. Regelung der Präsenzzeit nach § 7 Abs. 4 Satz 3 
BayAzV,

6. Begrenzung der Übertragung von Arbeitszeitgutha-
ben nach § 7 Abs. 5 Satz 3 BayAzV,

7. Zulassung von Abweichungen bei fester Arbeitszeit 
nach § 8 Abs. 1 Satz 5 BayAzV,

8. Zulassung von Abweichungen von der täglichen 
Höchstarbeitszeit bei Schichtdienst und wechseln-
dem Dienst nach § 9 Abs. 1 Satz 4 BayAzV,

9. Zulassung von Ausnahmen für jugendliche Beamte 
und Dienstanfänger nach § 11 Abs. 7 Satz 2 BayAzV.

§ 6

Beurlaubung und Elternzeit von  
Behördenleitungen

1Die Leiter und Leiterinnen der dem Staatsministe-
rium unmittelbar nachgeordneten Behörden werden ge-
mäß § 17 Abs. 2 Satz 3 UrlMV ermächtigt, sich selbst 
zu beurlauben. 2Dies gilt nicht für Urlaub für kommu-
nale Mandatsträger und für ehrenamtliche Tätigkeiten 
im öffentlichen Leben nach § 11 UrlMV, Sonderurlaub 
nach § 13 UrlMV und Elternzeit nach den §§ 23 bis 26a  
UrlMV.
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§ 7

Jubiläumszuwendung

1Die Zuständigkeit für die Gewährung oder Versagung 
der Jubiläumszuwendungen und für die Aushändigung der 
Dankurkunden nach § 5 Abs. 1 Satz 1 und 2 der Jubilä-
umszuwendungsverordnung wird den in § 2 Satz 1 ge-
nannten Behörden für die Beamten und Beamtinnen ihres 
Dienstbereichs übertragen. 2Für die Leiter und Leiterinnen 
der dem Staatsministerium unmittelbar nachgeordneten 
Behörden bleibt das Staatsministerium zuständig.

Teil 2

Besoldungsrechtliche Zuständigkeiten

§ 8

Anweisung des dienstlichen Wohnsitzes

Die Befugnis zur Anweisung des dienstlichen Wohn-
sitzes nach Art. 17 Abs. 2 des Bayerischen Besoldungs-
gesetzes (BayBesG) wird den in § 1 Satz 1 genannten 
Behörden für die Beamten und Beamtinnen ihres Dienst-
bereichs übertragen.

§ 9

Berücksichtigungsfähige Zeiten

Die Befugnis zur Entscheidung über die Anerkennung 
sonstiger für die Beamtentätigkeit förderlicher hauptberuf-
licher Beschäftigungszeiten nach Art. 31 Abs. 2 BayBesG 
wird den in § 1 Satz 1 genannten Behörden für die Be-
amten und Beamtinnen ihres Dienstbereichs übertragen.

§ 10

Leistungsbezüge

Die Befugnis zur Entscheidung über die Vergabe von 
Leistungsbezügen nach Art. 68 Abs. 2 Satz 1 BayBesG 
wird den unmittelbaren Dienstvorgesetzten für die ihnen 
unterstellten Beamten und Beamtinnen einschließlich der 
Leiter und Leiterinnen unmittelbar nachgeordneter Behör-
den übertragen.

§ 11

Anwärterbezüge

Die Zuständigkeit für Entscheidungen nach Art. 75 
Abs. 2 BayBesG über die Erteilung von Auflagen, die 
Rückforderung von unter Auflagen gewährten Anwärter-
bezügen und die Befugnis zur Kürzung der Anwärterbe-
züge nach Art. 81 Abs. 1 BayBesG wird den in § 1 Satz 1 
genannten Behörden für die Beamten und Beamtinnen 
ihres Dienstbereichs übertragen.

Teil 3

Reisekosten-, umzugskosten- und  
trennungsgeldrechtliche Zuständigkeiten

§ 12

Reisekostenrechtliche Zuständigkeiten

1Folgende Befugnisse der obersten Dienstbehörde 
nach dem Bayerischen Reisekostengesetz (BayRKG) 
werden den in § 2 Satz 1 genannten Behörden für die 
Beamten und Beamtinnen ihres Dienstbereichs über-
tragen:

1. Bewilligung des vollen Tage- und Übernachtungsgel-
des über die 14-Tagesfrist hinaus nach Art. 10 Abs. 2 
BayRKG,

2. Zulassung niedrigerer Kürzungssätze nach Art. 11 
Abs. 4 BayRKG,

3. Bestimmung der Aufwandsvergütung nach Art. 18 
Satz 1 BayRKG,

4. Gewährung einer Pauschvergütung nach Art. 19 
BayRKG,

5. Gewährung von Auslagenerstattung wie bei Dienst-
reisen nach Art. 24 Abs. 2 BayRKG.

2Die Zuständigkeit der Beschäftigungsbehörde zur Ge-
nehmigung und Anordnung von Dienst- und Fortbildungs-
reisen wird übertragen:

1. dem Staatsministerium für die Leiter und Leiterinnen 
der ihm unmittelbar nachgeordneten Behörden,

2. den Regierungen für die Leiter und Leiterinnen der 
Wasserwirtschaftsämter,

3. der für die Einstellung, Versetzung, Abordnung oder 
Aufhebung einer Abordnung zuständigen Behörde für 
die aus diesem Anlass durchzuführende Dienstreise.

3Die Genehmigung von Dienst- und Fortbildungsreisen 
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im Inland gilt für die unter Satz 2 Nr. 1 und 2 genannten 
Behördenleitungen für die Dauer von jeweils bis zu fünf 
Tagen als allgemein erteilt.

§ 13

Umzugskostenrechtliche Zuständigkeiten

Die Zuständigkeit für die Zulassung von Ausnahmen 
nach Art. 5 Abs. 2 Satz 2 und Art. 11 Abs. 3 Satz 2 des 
Bayerischen Umzugskostengesetzes wird den in § 2 
Satz 1 genannten Behörden für die Beamten und Beam-
tinnen ihres Dienstbereichs übertragen.

§ 14

Trennungsgeldrechtliche Zuständigkeiten

Folgende Befugnisse der obersten Dienstbehör-
de nach der Bayerischen Trennungsgeldverodnung  
(BayTGV) werden den in § 2 Satz 1 genannten Behör-
den für die Beamten und Beamtinnen ihres Dienstbe-
reichs übertragen:

1. Erteilung von Zustimmungen nach § 2 Abs. 2 Satz 3 
BayTGV,

2. Bewilligung von Trennungsreisegeld über die Sie - 
bentagefrist hinaus nach § 3 Abs. 1 Satz 4  
BayTGV,

3. Bestimmung des ermäßigten Trennungsgeldes nach 
§ 4 Abs. 8 BayTGV.

Teil 4

Schlussbestimmungen

§ 15

Inkrafttreten, Außerkrafttreten

(1) Diese Verordnung tritt am 1. Juni 2022 in Kraft.

(2) Mit Ablauf des 31. Mai 2022 tritt die Verordnung 
zur Übertragung beamten-, besoldungs- und reisekos-
tenrechtlicher Zuständigkeiten im Geschäftsbereich des 
Bayerischen Staatsministeriums für Umwelt und Ver-
braucherschutz (ZustV-UM) vom 12. August 2009 (GVBl. 
S. 480, BayRS 2030-3-9-1-U), die zuletzt durch § 1 Nr. 77 
der Verordnung vom 22. Juli 2014 (GVBl. S. 286) geän-
dert worden ist, außer Kraft.

München, den 11. Mai 2022

Bayerisches Staatsministerium 
für Umwelt und Verbraucherschutz

Thorsten G l a u b e r , Staatsminister
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